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$chwierigkeiten, die Schwufenkartei abzuschaffen

Seit Jahren schon bestehen Verbindungsleute von seiten der PoIi-
zei zu den Homosexuellen-Gruppen und umgekehrt. Die erste Organi-
eation, die sich in Basel bildete, war der Isola-Club. Er ver-
stand sich als privater Treffpunkt und Schutzraum für Homophile.
Die Kontakte zwischen Polizei und Isola-Club beschränkten sich
auf roffizielle rKontakte, gegenseitiges Kennenlernen (aer Expo-
nenten), Anwesenheit des Polizeivertreters z.B. bei Weihnachts-
feiern, sowie Hilfe auf freiwilliger Basis bei Verbrechensauf-
klärungen. Vom Club wird versichert, dass kein Dinblick in die
notierten Adressen gewährt wird.

Als neue Gruppierung bildete sich inzwischen die HABS, welche
in Anspruch nimmt, aktiv für die Interessen der Homosexuellen
einzustehen. In den Akten sind verschiedene Berichte von Kon-
sultationen und Gesprächen mit Vertretern der Polizeibehörde
vorhanden (Oie Staatsanwaltschaft fehtt übrigens). Es r'raren

Herren aus der Fahndung4sabteilung, der Sicherheitsabteilung
(Cnef Aes Polizeicorps). Die durchgängige Erfahrung war, dass
die funteren Leuter wohl guten l,Iillen hatten, sich aber auf
nichts festlegen lassen wollten. Die Verantwortung wurde je-
weils auf die nächsthöhere Verwaltungsebene geschoben. Was

lag näher, als einmal mit den 'obersten Chef. zu sprechen.

Im Dezember L978 wurde ich von Regierungsrat Karl Schnyder auf
meine Anfrage hin in der rSprechstunder empfangen. Ich hatte
Gelegenheit, ihm einige ausgewählte Fraplen zu stellen und diese,
sowie die Antworten auf Tonband aufzunehmen. Die Absicht meiner-
seits bestand, den Homosexuellen die Ansicht und Meinung des
Chefs des Polizeidepartementes zugänglich zu machen. Ich sah
auch eine t"löglichkeit, rgewöhnlicher Polizisten mit diesen
Informationen zu versehen. Ein erster Schritt wurde hier von
Frau Burkhardt (Beauftragte für das Beschwerdewesen) getan.
Sie liess eine Weisung ergehen an alle Polizeidienststellen,
worin darauf aufmerksam gemacht wird, dass Fragen über die
sexuelle Orientierung (etwa: sind Sie homosexuell?) ru unter-
bleiben hätten. Bis t4ärz L979 lag das rlnterviewf in schrift-
licher Form vor und wurde dem Departementschef zugestellt.
rnforge Arbeitsüberlastung verzögert sich die Genehmigung des
Textes durch Karl Schnyder.
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Anfang L979 richtete die Grossrätin, Frau Ruth Mascarin, eine
Kleine Anfrage an die Regierung. Darin nimmt sie bezug auf eine
Personenkontrolle (nazzLa) im hrettsteinpark durch die Polizei
im November 78 und sterlt der Regierung einige Fragen. Sie bean-
standet unter anderem ein tunverhärtnismässiges Vorgehenr bei
Kontrollen in der rHomo-scene t. rn der Folge dieser Kleinen An-
frage berief sich das Polizeidepartement auf die roffizielle.
Beantwortung durch den Gesamtregierungsrat. Ds erschien nicht
opportun, vorher Meinungsäusserungen des chefs des potizei-
departementes über diese Materie zu veröffentlichen.

rm Gespräch mit Karl schnyder wurde auch krar gesterrt, dass
das Polizeidepartement nicht für die Belange der Staatsanwalt-
schaft zuständig sei. Diese untersteht, in administrativen
Angelegenheiten (aas Homo-Register ist z.B. eine sorche) oem

Gesamtregierungsrat. Der Chef des Justizdepartementes ist die
verbindung zwischen beidem. Im Juni Lg79 konnte ich, nach Anfra-
B€r auch mit Regierunersrat Kurt Jenny ein Gespräch führen, wo-
rin er mir empfahl, mich direkt an den Ersten Staatsanwalt zw
wenden. Dies tat ich mit einem Brief am 19. August d.J. und be-
zog mich darin auf die Kleine Anfrage von Ruth Mascarin.

Zusammenfassend Das Homo-Register ist nicht nur Sache des Poli-
zeidepartementes, sondern auch eine solche der Staatsanwaltschaft.
Diese untersteht nur administrativ dem Gesamtregierungsrat und
ist ansonsten eine selbständige Behörde (Untersuchungsbehörde)
wie das Gerichu.

Ds ist gar nicht so einfach diese rBürokratier zu durchschauen
und zu begreifen. viel einfacher haben es die Behörden, Mass-
nahmen anzuordnen und durchztiführen, wie z.B. Kontrollen im Homo-
milieu. Sie finden nicht nur bei Verbrechensfällen statt, sondern
auch auf irgendwelche blossen Vermutungen hin. Aufgrund der Ver-
brechensbekämpfung und vorbeugender Massnahmen ist es der Poli-
zeibehörde und der Staatsanwaltschaft praktisch jederzeit mög-
1ich, Kontrollen und Erhebungen, wo auch immer in ihren Augen
erforderlich, durchzuführen. Um Homosexuelle und homosexuelle
Kontakte zu entkriminalisieren und zu emanzipieren, ist es un-
umgänglich, Gesetzes- und verwaltungsbestimmungen, sowie Ver-
ordnungen, welche diese Materie als Gegenstand oder rnhalt von
strafbaren, oder Uebertretungshandlungen haben, abzuschaffen.
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Vordringliches zieL sorcher ueberregungen ist, vor Revision des
strafgesetzes, die Abschaffung der Homo-Karteien. Die Funktion
dieser Karteien, wovon es in Basel deren zvei Ausgaben sibt, b€-
steht darin, möglichst viele homosexuell orientierte Bürger, oder
solche, die dessen verdächtigt sind, z:ugänglich zu halten. sämt-
liche Menschen, die solche Bedürfnisse haben, können niemals er-
fasst werden, da eine unzahl darüber ja selbst im unklaren ist.

rm unklaren sind auch jene Bürger, die ohne Absichten, von der
Polizöikontrolle in der Nähe von Treffpunkten angetroffen und
ffestgestellt' wurden, oder ohne Wissen normale Kontakte zu poli-
zeilich interessierenden Leuten führen oder führten. Arre z.u-
fälligen Erhebungen auf Patrouille oder durch gezielte Kontrollen
würden a1uf Zetteln notiert und im Falle fehrender Dreignisse nach
gewisser zeit vernichtetr so wurde von der Fahndung erklärt.

Etwas salopp übertragen heisst das, dass bei einer Tunnelfahrt
im Zlug ohne Licht von sämtlichen Personen vorher die Perso-
nalien aufgenommen, Wertgegenstände verzeichnet und ihr Sitz-
pr.atz festgelegt wird. Im Falle, dass sich nach der abenteuer-
lichen Fahrt durch den Tunnel irgendwelche Vorkomnisse heraus-
stellen, ist der Erfolg der Polizei zu 99 % garantiert.

Die Homo-Kartei hat nach Argumenten der Polizei und der Staats-
anwaltschaft die Funktion des Schutzes der Homosexuel1en. Dleser
Schutz würde auch durch die Parkkontrollen erreicht. Nach meiner
Ansicht giUt es auf Seiten der Schwulen gar nichts zu schützen,
was nicht auch bei allen Bürgern geschützt werden müsste. Ich
meine, die Homosexuellen bedürfen keines besonderen Schutzes,
sie können sich genauso selbst schützen oder beschützen lassen,
wie jeder andere Bürger auch.

Zurückkomrrd auf den Zug im dunklen Tunnel ist für mich eher
offensichtlich, dass die Polizei im Rahmen der Verbrechensauf-
klärung anscheinend bei den Homosexuellen unter einem grösseren
Efolgszwang steht, als üblich.

Wichtig ist hier nun der Hinweis, dass nicht die Homosexuellen
geschützt werden müssen, sondern die Inormalenr Bürger, Jugend-
].iche vor allem. Die kriminalisierenden Kontrollen und das
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Homo-Register wirken vor allem auf tunbescholtenet Bürger, wel-
che fnoch nie etwas mit der Polizei zu tunr gehabt haberf ab-
schreckend, indem sie moralisch sehr stark einen fSündenfalll
hemmen, oder verhindern, mit der rSünde t überhaupt in Kontakt
zu kommen.

Kriminelle oder zur Kriminalität gezwungene Menschen wissen sehr
gut, wie vorsichtig sie sich unter den tbeschütztenr Homosexuel-
len zu bewegen haben. Sie wissen of t auch, dass die I'4änner, die
vorwiegend Liebe oder Sex suchen, ein recht unheimliches Gefühl
vor diesem Schutz haben und entsprechend ausnutzbar sind.

Der Unterschied in der Situation der traditionellen Organisation
der Homosexuellen und derjenigen der Schwulen Arbeitsgruppe ist
wie folgt zusammenzufassen:
Bisher war es sor dass die Polizei froh wäF1 wenn sich die Homo-

sexuellen irgendwo privat trafen trnd möglichst nicht in Erschei-
nung traten. Es war ihr Bestreben, sie von öffentlichen Orten,
Parks und Plätzen fernzuhalten. So war es auch weniger nötig,
aufgrund von Klagen von Anwohnern etwa, oder anderer, die Anstoss
nahmen, einzuschreiten. Kurz: rlulan weiss wo sie sind und falls
etwas passiertr wo ansetzenr.

Die jüngeren Schwulen nun verstehen ihr Bedürfnis nach Sexuali-
tät als ein Recht, das ihnen zusteht. Da die Gesellschaftsord-
nung, die Masse der Bürger, bisher höchstens einige wenige Ghettos
(privat) zrigelassen hat und die spontanen Kontaktenur an anon)rmen

Orten (ftappen, Parks), unter anonJrmen Bedingungen rnö gli ch
waren, sind diese Sammelplätze und Anlaufpunkte von ihnen in
Besitz genommen worden. Das heisst, die traditionellen Orte
werden verteidigt und das Eindringen von Kontrollen wird bekämpft.

Gleichzeitig aber rbrechen die Schwulen zu neuen Ufern aufr.
Sie gehen auf die Strasse, verhalten sich offen oder sogar provo-
kativ. Dies gi1t natürlich nur für die kleine Gruppe, die sich
für die rAvantgardet hält. Diese fAvantgarder dringt ein in
alternative Organisationen, rlegt sich zu liberalen Individuent
und formuliert im Ra.hmen ihrer Organisation tsedürfnisse und
s teJ-lt Rechts ansprüche .

Gesellschaftspolitisch gesehen bricht dadurch der Schirm des

Schutzes und der Separation zusammen. Der Homosexuelle bewegt
sich offen unter den Neuen Linken, z.T. schon ebenfalls krimi-
nalisierten Umweltschützern und AKW-Gegnern.
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Bisher hat sich das homosexuelle Vertangen der Bürger versteckt
und geschämt. Die Polizei musste es aufspüren, kontrollieren,
registrieren. Doch nun erhebt sich die Frage, wozu sollen Bürger,
deren homosexuelles Verlangen (oder Bedürfnis) Gegenstand öffent-
licher Auseinandersetzung und Diskussion ist, in einer Kartei
registriert werden? Und wenn etwas vorfällt, rsich ereignett,
dann melden sie sich freiwillig bei der Polizeir um die Auf-
klärung von Verbrechen zu unterstützen?

Doch halt, soweit sind wir noch nicht. Höchstens die kleine
Gruppe von rAvantgardistenr, von offen Homosexuellen. Sie fürch-
ten sich nicht mehr vor Drpressung, man weiss res t ja. Ihr Be-
kanntenkreis ist so zusammengesetzt, dass diejenigen, die Schwie-
rigkeiten mit dem homosexuellen Verlangen haben, automatisch weg-

fallen.
Der grosse Kreis von Menschen aber, die ihr homosexuelles Verlan-
gen unterdrücken oder verstecken, hat solange Angst, wie sich
PoJ'izisten, Behörden und Nachbarn dafür interessieren oder sich
s tören.
Dass sich Polizisten zum Teil sehr für Homosexuelle interessie-
ren, zeigen eine ganze Anzahl rErlebnissef verschiedenster Leute.

Bei mehr als einer Personenkontrolle (nazzia), wie sie Ruth
llascarin in ihrer Kleinen Anfrage anfiihrt wurden Massnahrnen an-
gewendet, die unverhältnismässig waren. Parks wurden umstellt
und auch mit Hunden abgeriegelt. t"lit Autoscheinwerfern oder Hand-
lampen gingen die Beamten an die Büsche. Immer wieder werden

Leute, trotz vorhandenen Ausweispapieren auf den Posten gebracht
und sogar wurden Fingerabdrücke genommen. Die stereotype Frage
rSind Sie homosexuellr ist allgemein verbreitet.
Anlässlich der Herbstmesse wurde jemand von Jugendlichen in der
Toilette als Homosexueller identifizJ-ert (Spiegtei.t) . Diese
hatten Spass daran den Schwulen tder Polizei zu übergebenr. Es

erfolgte eine Identitätsüberprüfung und ein Dintrag ins rJournalr.

"Herr .. wurde afi in der Toilette beim Kongresshaus angetroffen.
- Herr .. auf der Toilette Bad. Bahnhof." Das Journal ist ein
grosses Buch, in welchem täglich rDreignissef aller Art eingetra-
gen werden.

Kürzlich wurden zwei Schwule in einer l{arenhaustoilette ertappt,
weil einer davon etwas unvorsichtig gewesen war. Sie mussten
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aufs Büro der Geschäftsleitung und daselbst eine Erklä:rrng
unterschreiben, rdass sie bei einer homosexuellen Handlung über-
rascht worden warenr. Bei einem wiederholten Vorkommen würde die
Polizei unterrichtet werden. Eine Anfrage bei der Staatsanwalt-
schaft ergab folgendes: Auch bei nicht erfolgter Anzeige wird
die Information entgegengenommen und festgehalten. Und wenn dann
einmal....(Auskunft von Herrn Müller, Staatsanwalt), würde sie
dann entsprechend verwertet.

Ds ist doch anzunehmen, dass auch bei elektronischer Datensamm-
lung (XfS) ai.e Potizei auf solche Informationen nicht verzich-
ten möchte. Auf den umständlichen Papierkrieg aller'dings schon.

Dndlich möchte ich darauf hinweisen, dass die Institutionen
der Polizei und der Staatsanwaltschaft im Auftrage der Bürger
bestehen und sich nach den Gesetzen zu richten haben, die sich
die Bürger geben. Diese Gesetze und die darauf basierenden
Verordnungen und Reglemente sind Frodukte politischer Auseinan-
dersetzung, sei dies im Parlament oder bei Abstimmungen. Somit
sind die Probleme, die die Schwulen mit Gesetzen und Behörden
haben endgültig nur politisch und durch Meinungsäusserungen von
Politikern zu lösen. Ob sich die Meinung über homosexuelle Sexua-
lität in der Bevölkerung tatsächlich geändert hat, kann nur die
öffentliche Auseinandersetzung und Diskussion zeigen. Warten,
oder Hoffen auf die Nachsicht der politischen Instanzen, bringt
keine Aenderung. Denn letztlich nützt uns die nachsichtigste
Toleranz von Staatsanwälten, Richtern und Polizisten nichts, hlenn

irgend ein voreingenommener oder erzürnter Bürger den Apparat
jederzeit in Gang setzen kann, sogar irrtümlich und ohne schlech-
te Absichten, vielleicht sogar aus Sorge zu unserem Staatsvtesen.

Die Sorge zu unserem Staatswesen erfordert, dass wir uns um

seine Handhabung kümmern und nicht irn privaten Glück versinken.
Sei die Verantwortung nun im Hinblick auf unbekannte und unwis-
sende Mit-Schwule begründet, oder im Hinblick darauf, dass die
Polizei eben doch einmal ins private und stille Glück eindringt,
weil sie überprüfen, nachforschen und kontrollieren muss, weil
irgendetwas für irgendjemanden verdächtig oder anstössig war.

Peter Thommen
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EIDGENÖSSISCI-IE,S JUSTIZ. UND POLIZEIDEPARTET{ENT
DE, PARTEIUENT FüDERÄL DE JUSTICE ET POLICE

DIPARTIMENTO FEDERALE DI GIUSTIZIA E POLIZIA
Sekretariat

des Departementsvorstehers
Herrn

3OO3 Bern, 8. November L978
Fildl

Sehr geehrter Herr

Herr Bundesrat Furgler hat Ihren Brief vom IO. Oktober L978 er-
halten und mich beauftragt, Ihnen zu antworten:

Die Bundesbehörden führen kein Register von Homosexuellen. Eine

allfällige solche Reglstrlerung zu Zwecken der Verbrechensvor-
beugung und der Fahndung fättt in den Kompetenzbereich der kan-

tonalen PoIizel, bei der Sie sich auch zweckmässigerwelse direkt
informieren wollen.

Dle Gesellschaft hat zunehmencl erkannt, class es nicht Aufgabe

des Staates sein kann, das sexuelle Verhalten des mündigen Bürgers

zu reglementJ-eren, soweit nictrt Mitmenschen geschädlgt oder er-
heblich belästigt werden. Eine Revislon des Strafgesetzbuches Lst
eingeleitet; es soll im Bereich der strafbaren Handlungen gegen

dte Slttllchkelt den heutigen kriminalpolitischen Erkenntnissen

und Bedilrfnlssen angepasst werden. Diese Revision ist slcher ej.n

Zeichen daftir, dass die Vorurteile der Gesellschaft gegenüber homo-

sexuellen Mitmenschen im Schwinden begriffen sind. Dass hier
noch von allen Seiten einige Arbeit geleistet werden muss,

Ieuchtet ein. '

Mit freundlichen Grüssen
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Postfach.400l Bascl
Postchcck- Konto 40.7 421
Tol. (061 ) 2517 17 ilerrn

27 . Nc.venber 1978
nl /,.

Sehr geehrter Herr

Ihr Schrelben von 1,5. November 1978 haben wir erhalten;
Dazu nehnen wir wie folgt Stellung:

Es geht nicht darum, ob der Staat Sie akzeptiert oder nicht.
Der Starat akzeptiert jeden Bürp;er, aber ob ctle Bürgler sich
untereinancler verstehen und annelL,nen, ist ei.ne andere lra8e.
die zu beurtellen wir ln Ihren Fal1 bestimrnt überforCert sind.

Wir kijnncn Sie insofern beruhigcn: Ihre Adresse ist nur der
Staatsanvraltschaft r'r.ld der I'ahndun6 zugäng)-ich. tiin i'iissbrauch
würde st:'eng geahndet werden.

Dine Strertchung Ihres N.anens kon-nt deshalb nicht in I'rag,e,

weil dies allen andern tsetroffenen gegenüber eine P.echtsun-

gleichheit bedeuten würde. Fall-s irgendwann e j"nmal auf
polltischer Ebene die Aufhebung der Register bestlmnt werden

würde, lä.ge der I'aI} anders. Wir v/agen aber die Behauotung,

dass dies nle der FaIl sein werde, wei.I ja viele Verbrechen

geschehen und oft die Registrlerten die Opfer sinC. h'ie soll
rnan dann, glrrz ohne vorhandene llilfsmittel riohl et-'.r'ris auf-
kIären können? Dass Ihr l{er.ne bei uns wohlverwahrt regj-striert
ist, schützt Sle sogar ln gewisser Weise.

Selbstverständltch slnd wir gerne bereit, mit Ihnen ein
Gesprrich zu führen. I'alls Sie dies wtinschen. nehmen Sie
bj.tte über Telefon 25 L7 17 lntern 248 Kontakt mit nir auf.

hir hoffen, Ihnen mlt diesen Drklärungen gedient zu haben,

und grüssen Sle freundllch.

4001 Basel,
Sproqclhof



2-+ POLIZEI-DEPARTEMENT
DES KANTONS BASEL.STADT

Postlach,40Ol Easel
Postcheck- Konto 40-7421
Tef. (061) 251717 Herrn

4001 Basel,
Spiegelhof

B. I4ärz 1979

.Bü/w.

Sehr geehrter Herr

ich habe Sie und Ihr Anttegen nieht ver{fessen. Die Sltzung
Ende Januar hat ketn konkretes Ergebnis gezeltlgt. Damals

ltar der Zürcher Entscheld das llomoregister betreffend noch

nlcht publik. Heute etellt slch die Lage wleder anders dar
und zvar deshalb, lreil von der politischen Bühne her - aus

den Orossen Rat - elne Xlelne Anfrage vorliegt. Diese zvrtngt
nicht nur das Polizeldepartenent zur Stellungnahme, sondern
auch die Staatsanwaltschaft. Die Beantwortung elner Kleinen
Anfrage hat e j.n ganzes Jahr Zeit. Soni.t nüssen Sie slch wohl
oder tibel noch gedulden, bis elne endgültige Stellungnahme
vorliegt. denn Sie nelne persönliche Melnung zur betreffenden
Angelegenheit lntereesiert, so kann ich Ihnen sagen, dass ich
für dle Abschaffung des Registers plädlert habe und dies auch
welterhln tun werde.

Imoerhin geschieht etwas, wenn auch wieder einige ZeLt ver-
streichen mag.

It{it freundlichen Grtissen
r\ ,--?n1
\ 1i:L\l ,s=sq-)
Sylvia Bürglsser
Beauftragte für das Beschwerdewesen
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leollo.n

- In schnelzer radlo galt der 25.LOr79 ansehelucnd ale schrnrler sondcrr-sende-tagr
lnsgesaut neun nLnuten wldnete uan unsrseehs davon m 1l.l8h I'r dcr nagondar.

Paul Burkhalter bespraeh darln Roeae narnoei und untcrhlelt slch nlt th". Ih
yl.30h wldneta nan dann drei. nlnuten do papct-brief dcr lga/haeh. Beat Melen-
berg von der hab erläuterte !.hn tn trvon tag zu tagn'.


